
 

STADT BAD KARLSHAFEN  Sitzung am Protokollbuch 
Seite 

  03.12.2019 48 
Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Karl-Erwin Franz als stellvertretender Ausschuss-
vorsitzender 
Frank Döhne 
Andrea Löschner  
Christian Mahlmann 
Maria Luise Niemetz 
Dorothe Römer 
Manfred von Reetnitz 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
- 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
 
 
Gast zu TOP 2: 
Bianka Zydek 
Geschäftsführerin Naturpark Reinhardswald 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlen: 
Niklas Eckermanns 
Henning Hillebrand 
Heike Meinhardt 

 
1. 
 
 

2. 
 

3. 
 
 
 

4. 
 

5. 
 

6. 
 
 

7. 
 
 

8. 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit 
 
Vorstellung Naturpark Reinhardswald  
 
2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges 
gem. § 28 GemHVO für den Zeitraum vom 
01.01.2019 bis 25.11.2019 
 
Neufassung Feuerwehrgebührensatzung 
 
Neufassung der Verwaltungskostensatzung 
 
Antrag der FWG-Fraktion – Änderung der Sat-
zung für die Außengastronomie 
 
Antrag der FWG-Fraktion – Prüfverfahren Kur-
taxe 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 25.11.2019 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 48 bis Nr. 56 und 9 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:21 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Franz  gez. Ruf  

 stellvertretender Ausschussvorsitzender  Schriftführer  
     

 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 49 
  
Az.: 023.12 Bad Karlshafen, 04.12.2019 
Finanzverwaltung 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Der stellvertretende Ausschussvorsitzende Karl-Erwin Franz eröffnete die Sitzung des Haupt- 
und Finanzausschusses und begrüßte die Anwesenden. Die Ausschussvorsitzende Heike 
Meinhardt konnte an der Sitzung nicht teilnehmen und hatte sich abgemeldet. 

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 12.11.2019 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 12.11.2019 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 50 
  
Az.:  Bad Karlshafen, 04.12.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Vorstellung Naturpark Reinhardswald 

Sachverhalt: 

Die Geschäftsführerin des Naturparks Reinhardswald, Frau Bianka Zydek, präsentierte den 
Stand der aktuellen Entwicklung und die angestrebten Ziele des Naturparks Reinhardswald. 
Anschließend stellte sie sich den Fragen der Ausschussmitglieder. 

Die Präsentation wurde den städtischen Gremien zur Verfügung gestellt. 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

-/- 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 51 
 ___________________________________________________________________________  
Az.: 902.43 Bad Karlshafen, 25.11.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.: 2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 GemHVO für 
den Zeitraum vom 01.01.2019 bis 25.11.2019 

 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 28 der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) ist die Stadtverordnetenver-
sammlung mehrmals jährlich über den Stand des Haushaltsvollzugs zu unterrichten. Auf 
Grund einer Änderung der GemHVO ist dabei auch die sich aus dem neu eingeführten Fi-
nanzstatusbericht ergebende Bewertung der Gemeinde zur Beurteilung der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit in die Berichtspflicht einzubeziehen. Zur weiteren Vermittlung des Stands des 
Haushaltsvollzuges wurden zudem die Ansätze der Haushaltsplanung 2019 den Buchungen 
der laufenden Buchführung (Stand: 25.11.2019) gegenübergestellt.  

Seitens der Verwaltung wurden für den Zeitraum vom 01.01. bis 25.11.2019 die als Anlagen 
beigefügten Auswertungen erstellt.  

o Finanzstatusbericht zur Beurteilung der finanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 22 
der GemHVO, 

o Erträge der Produktbereiche 1 bis 16 (Ergebnishaushalt), 

o Aufwendungen der Produktbereiche 1 bis 16 (Ergebnishaushalt), 

o Verfügbare Mittel je Investition (Finanzplan). 

 

Die Angaben zu den ehemaligen Betriebszweigen der Stadtwerke sind im Bericht der Stadt 
enthalten. 

Aus der Auswertung „Finanzplan“ sind die verfügbaren Haushaltmittel für die Investitions-
maßnahmen zu ersehen.  

Die Buchungen zur Auflösung der Sonderposten (Zuschüsse) und Abschreibungen sowie die 
Verrechnungsbuchungen (u .a. Verteilung der Bauhofleistungen) erfolgen erst zum Jahresen-
de, so dass sich hier teilweise größere Differenzen beim Vergleich der Planansätze zu den 
ausgeführten Buchungen ergeben. 

Um auf detaillierte Sachverhalte eingehen zu können wird vorgeschlagen, dass Fragestellun-
gen zu einzelnen Positionen rechtzeitig vor der Sitzung an die Verwaltung gerichtet werden, 
damit die Budgetverantwortlichen hierzu Stellung nehmen können. 

 

Beschlussvorschlag: 

Der 2. Bericht über den Stand des Haushaltsvollzuges gem. § 28 der Gemeindehaushaltsver-
ordnung für das Haushaltsjahr 2019 inkl. des Finanzstatusberichtes zur Beurteilung der fi-
nanziellen Leistungsfähigkeit gem. Muster 22 der GemHVO wird zur Kenntnis genommen. 

-   2   - 



Der Stadtverordnetenversammlung ist der Bericht zum Stand des Haushaltsvollzugs zur 
Kenntnis zu geben. 

Der Haushaltsvollzugsbericht ist ebenfalls der Finanzaufsicht (RP Kassel) zur Kenntnisnahme 
vorzulegen. 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7                                     dagegen:      -                            enthalten:     -   



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 52 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 14.11.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.: Neufassung Feuerwehrgebührensatzung 

Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in der Sitzung am 18. Juni 2019 die Aktualisierung von 
Satzungen beschlossen. Die erhöht festzusetzenden Gebühren sollen dazu beitragen, die 
Belastungen durch Grundsteuererhöhungen zu reduzieren.  
 
Der beigefügte Satzungsentwurf basiert auf der aktuellen Mustersatzung des Hessischen Städte- 
und Gemeindebundes.  
 
Die z. Zt. geltende Satzung und der neue Satzungsentwurf liegen dieser Vorlage bei. 
 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird nachfolgender Beschluss empfohlen: 
 
Der vorgelegte Entwurf einer Neufassung der Feuerwehrgebührensatzung der Stadt  
Bad Karlshafen wird beschlossen. Die Satzung soll mit Wirkung zum 01.01.2020 in Kraft gesetzt 
werden.  
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:    7  dagegen:    - enthalten:     - 



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 03.12.2019  Protokollseite: 53 
 _____________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 14.11.2019  
 

 Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.: Neufassung der Verwaltungskostensatzung 

Sachverhalt: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 18. Juni 2019 den Magistrat 
beauftragt, das örtliche Satzungsrecht zu aktualisieren.  
 
Der Satzungsentwurf basiert auf der aktuellen Mustersatzung des Hessischen Städte- und 
Gemeindebundes.  
 
Die redaktionell überarbeitete Satzung sowie das überarbeitete Gebührenverzeichnis ist dieser 
Vorlage beigefügt.  
 
 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird nachfolgender Beschluss empfohlen:  
 
Die überarbeitete Fassung der Verwaltungskostensatzung wird beschlossen. Die Satzung soll 
mit Wirkung zum 01.01.2020 in Kraft gesetzt werden.  
 
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     7  dagegen:     - enthalten:     - 



FWG Freie Wählergemeinschaft
Bad Karlshafen - Helmarshausen

FWG - Bad Kartshafen - Helmarehausen I Am Reseivoir 2 134385 Bad Karishafen
b; a d l

B G d Kar l s k afe n

^a. \ 5. NOV. 2019

--:]:Sl4^

Antrag zur Stadtverordnetenversammlung am 19.11.2019

Der Magistrat wird beauftragt, eine Änderung der Satzung für die Außengastronomie
zu erarbeiten. Ab 2020 soll nur noch eine ganzjährige Beantragung möglich sein.
Die vereinfachte Jahresgebühr sollte sich an den Gebühren für die saisonale
Nutzung orientieren und diese nicht wesentlich überschreiten.

Begründung:

Mit einer ganzjährigen Beantragung wären die Gastronomen flexibler in der
Außenbestuhlung ihrer Lokalitäten und könnten schneller auf Wetteränderungen
reagieren.
Für die Stadtverwaltung bedeutet eine einheitliche Gewährung einen kleineren
Verwaltungsaufwand. Etwaige Kontrollen zur Einhaltung der gewährten Fristen fielen
zudem weg.

Für die FWG-Fraktion

Christian Mahlmann

-y

TOP-Nr. 6 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 54

- Beschluss siehe Vorlage -



TOP-Nr. 6 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 54 
  
Az.:  

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Antrag der FWG-Fraktion zur „Satzung für die Außengastronomie“ 

Sachverhalt: 

Siehe Sachverhalt lt. dem Antrag der FWG-Fraktion zur „Satzung für die Außengastronomie“. 

 

 
Beschlussvorschlag: 

Der Magistrat wird beauftragt, eine Änderung der Satzung für die Außengastronomie zu er-
arbeiten. Ab 2020 soll nur noch eine ganzjährige Beantragung möglich sein. Die vereinfachte 
Jahresgebühr sollte sich an den Gebühren für die saisonale Nutzung orientieren und diese 
nicht wesentlich überschreiten. 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Der Magistrat wird beauftragt, eine Änderung der Satzung für die Außengastronomie zu er-
arbeiten. Nach Abschluss der Hafenumfeldgestaltung soll nur noch eine ganzjährige Beantra-
gung möglich sein. Die vereinfachte Jahresgebühr sollte sich an den Gebühren für die saiso-
nale Nutzung orientieren und diese nicht wesentlich überschreiten. 

 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   6                                  dagegen:   -                              enthalten:    1     



FWG Freie Wählergemeinschaft
Bad Karlshafen - Helmarshausen

F\NG - Bad Kartshafen - Helmarshausen ] Am Resen/oir 2 t 34385 Bad K3rishafen S ; ü Ct!
Bad K a r i s h afe n

Eing. 15. Nov. 2019

Z'^E

"1

Antrag zur Stadtverordnetenversammlung am 19.11.2019

Im Rahmen des Prüfverfahrens zur Erhöhung der Kurtaxe soll ein Gespräch
zwischen der Tourist-lnformation und den örtlichen Vermietern initiiert werden.

BeQründuna:

In diesem Gespräch sollen die Standpunkte zu einer Erhöhung der Kurtaxe erörtert
werden. Zur Debatte soll auch eine Einnahmenerhöhung durch eine Neuregulierung
der Befreiung von der Kurtaxe von Geschäftsreisenden diskutiert werden. Eine
Möglichkeit wäre die Erarbeitung eines Formulars, welches für die Befreiung
ausgefüllt werden müsste.

FürdieFWG-Fraktion

/

Christian Mahlmanny''

.^

7
./.

TOP-Nr. 7 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 55

- Beschluss siehe Vorlage -



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 55 
  
Az.:  

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Antrag der FWG-Fraktion zur Änderung des Kurtaxverfahrens 

Sachverhalt: 

Siehe Sachverhalt lt. dem Antrag der FWG-Fraktion zur Einführung eines Formulars zur Ab-
frage des Kurtaxbefreiungsgrundes „Geschäftsreisende“. 

Aus den Wortbeiträgen zu diesem Antrag ergaben sich unter anderem die Fragen, welche 
Inhalte in einem möglichen Formular abgefragt werden sollten und ob ggf. Datenschutzvor-
gaben die Abfragen begrenzen könnten (z. B. Firmenangaben, Arbeitgeber). 

 

 
Beschlussvorschlag: 

Im Rahmen des Prüfverfahrens zur Erhöhung der Kurtaxe soll ein Gespräch zwischen der 
Tourist-Information und den örtlichen Vermietern initiiert werden. 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   6                                  dagegen:   1                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 8 Sitzung am: 03.12.2019 Protokollseite: 56 
 ____________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 02.12.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Der Liquiditätskredit belief sich am 18.11.2019 auf 884.227,62 €. 

2. Die Eigentümerin des ehemaligen Hotels „Am Fahlenberg“ beabsichtigt dort soziale 
Mietwohnungen einzurichten. Für die Schaffung von sozialem Wohnraum kann über 
den Landkreis Kassel eine KIP-Förderung beantragt werden. Die Stadt muss dem 
Vorhaben vorab zustimmen. Vom Magistrat gibt es keine Einwände. 

3. Für den Bau der Ortsumgehung B 83 wurden in der Gemarkung Helmarshausen 
asphaltierte Baustraßen angelegt. Die Stadt hat mit Schreiben vom 08.11.2019 Hes-
senMobil darum gebeten, diese Baustraßen zu erhalten, da sie größtenteils nach 
Beendigung der Baumaßnahme für den landwirtschaftlichen Verkehr genutzt wer-
den können. Für einen Erhalt der Baustraßen ist es eventuell notwendig, einen Aus-
gleich zu schaffen. 

4. In einem Verwaltungsstreitverfahren mit einer Anliegerin der Straße Am Reser-
voir/Unter dem Königsberg über die Heranziehung von Straßenausbaubeiträgen 
wurde die Klage abgewiesen und die Kosten des Verfahrens sind durch die Klägerin 
zu tragen. 

5. Bis zum 11.11.2019 wurden rund 3.400 Festmeter Holz aus dem Stadtwald ver-
kauft. Überwiegend resultiert das Holz aus dem Einschlag des Sturmes Friederike. 
696 Festmeter sollen in diesem Jahr noch verkauft werden. Aus dem Einschlag 
konnte lediglich ein Verkaufserlös in Höhe von 144.000 € erzielt werden. Im Haus-
haltsplan wurde ein Verkaufserlös von 260.000 € eingeplant. Der Holzpreis ist in 
den letzten beiden Jahren durch den Sturm stark gesunken, so dass der ursprüngli-
che Verkaufspreis nicht erzielt werden konnte. 

6. Die Stadt Liebenau hat mit Schreiben vom 22.11.2019 den gemeinsamen Antrag zur 
Förderung einer Machbarkeitsstudie (Potentialanalyse) zur Prüfung einer vertieften 
interkommunalen Zusammenarbeit der Städte Liebenau, Trendelburg und Bad 
Karlshafen gestellt. Drei Firmen wurden zur Abgabe eines Angebotes aufgefordert. 

7. Das Land Hessen beabsichtigt im Rahmen der Netzhärtung für das Tetra-
Digitalfunknetz mobile Netzersatzanlagen (Stromerzeuger) anzuschaffen. Ziel ist es, 
mit diesen Stromerzeugern im Falle eines längerfristigen Stromausfalles (> 4 Stun-
den) von mehreren Basisstationen, diese mit Strom zu versorgen. Die Standortaus-
wahl wurde aus geografischen und einsatztaktischen Gründen vorgenommen, so 
dass bei den Feuerwehren Espenau, Bad Emstal, Niestetal und Bad Karlshafen je-
weils ein Stromerzeuger stationiert wird. Die Stromerzeuger dürfen darüber hinaus 
auch in der täglichen Gefahrenabwehr zum Einsatz kommen. Das Land finanziert für 
den laufenden Betrieb die notwendigen Reparaturen und Prüfungen. Eine Ausliefe-
rung ist im Jahr 2020 zu erwarten. 



8. Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main hat nach formaler Prüfung der Bauunter-
lagen für das Projekt „Bad Karlshafen – Revitalisierung der barocken Planstadt“ die 
Unterlagen zur Überarbeitung und Neuvorlage zurückgesandt. Wesentlich für die 
Neuvorlage sind die Sortierung der Unterlagen sowie die nicht prüfbaren Kostener-
mittlungen. 

9. Die Stadt Trendelburg hat mit Schreiben vom 18.11.2019 Schriftverkehr mit einem 
Anwohner bezüglich der Trinkwasserversorgung in Wülmersen übersandt. Dort wird 
die dauerhafte Chlorung des Trinkwassers beanstandet und gefordert, die Chlorung 
ebenfalls durch eine UV-Anlage zu ersetzen. Am 09.12.2019 ist dort eine Anwoh-
nerversammlung anberaumen. Die Stadt Bad Karlshafen wird an diesem Termin 
durch Bgm. Dittrich und ggf. Herrn Knauer, AWS, vertreten. Die Stellungnahme des 
Hessischen Städte- und Gemeindebundes bezüglich der Verpflichtung der Wasser-
lieferung soll bis Mitte Dezember vorgelegt werden. 

10. Im Rahmen des Förderprogramms „Investitionspakt Soziale Integration im Quartier“ 
hat die WI-Bank mit Schreiben vom 05.11.2019 das Einverständnis zum Einsatz der 
Fördermittel für den Umbau der Zehntscheune zur Einrichtung einer Kita-Gruppe 
mit Indoor-Spielbereich erteilt. Nach baufachlicher Prüfung wurden zuwendungsfä-
hige Ausgaben in Höhe von 890.511,97 € festgestellt.  

11. Am 04.12.2019 findet eine Bürgerinformationsveranstaltung statt. In dieser soll un-
ter anderem auch die Planungen für den Umbau der Zehntscheune und die Umge-
staltung des Hafenumfeldes vorgestellt werden. 

12. Der Magistrat hat der Niederschlagung von Forderungen in Höhe von insgesamt 
6.629,84 € (4.370,89 € für Steuern/Abgaben + 2.258,95 € Wasser-/Kanalbe-
nutzungsgebühren) zugestimmt. 

13. Die Elektrotechnik des Regenüberlaufbeckens (RÜB) Carlstraße war veraltet und 
verschiedene Funktionen funktionierten nicht mehr richtig oder nur noch manuell. 
Von daher ist es erforderlich gewesen, die Elektrotechnik zu erneuern. Mit Magist-
ratsbeschluss vom 25.03.2019 wurde die Fa. HB automation GmbH aus Osnabrück 
zum Angebotspreis von 33.441,19 € (brutto) und die Fa. AWS GmbH zum Ange-
botspreis von 1.535,10 € beauftragt und die überplanmäßigen Kosten in Höhe von 
4.976,29 € beschlossen. Nach dem Vorliegen der Schlussrechnungen belaufen sich 
die Gesamtkosten nunmehr auf 39.775,71 €. Die Nachbeauftragung der Fa. HB au-
tomation GmbH für die Leistungen der Mehrkosten in Höhe 4.901,76 € erfolgte oh-
ne Abstimmung mit der Bauverwaltung. Die Schlussrechnung der Fa. HB automati-
on GmbH und die Begründung der AWS GmbH zu den Mehrkosten lagen dem Ma-
gistratsvorlage vor. Die Schlussrechnung der Fa. HB automation GmbH und die Be-
gründung der AWS GmbH zu den Mehrkosten lagen in der Magistratssitzung vor. 
Die AWS wurde darauf hingewiesen, dass die Bauverwaltung grundsätzlich bei 
Baumaßnahmen mit einzubinden ist. Insbesondere sind Leistungserweiterungen 
und Mehrkosten mit der Stadt Bad Karlshafen abzustimmen. Bei eigenmächtiger 
Leistungserweiterung von Aufträgen durch die AWS GmbH sind die Mehrkosten 
künftig durch die AWS GmbH zu 100 % zu tragen. 

14. Das Auftaktgespräch zur Neugestaltung des Vertragsverhältnisses zwischen der 
Stadt und der Bad Karlshafen GmbH hat am 18.11.2019 stattgefunden. Die von Sei-
ten des Beratungsunternehmens angeforderten umfangreichen Unterlagen und 
Auswertungen wurden zwischenzeitlich von beiden Beteiligten zur Verfügung ge-
stellt. Mit einem Ergebnis kann nach Aussage der Beauftragten im Januar/Februar 
des kommenden Jahres gerechnet werden, damit ggf. die angestrebten 



Änderungen in der derzeit laufenden Haushaltsplanung 2020 noch berücksichtigt 
werden können. 

 

Anfragen und Anregungen: 

- Stadtverordneter Mahlmann fragt an, ob die Änderung des Prädikates für den Stadt-
teil Helmarshausen von Luftkurort in Erholungsort eine Reduzierung der Bäderzu-
weisung zur Folge haben könnte. Die Verwaltung sagte zu, die Frage bis zur kom-
menden Stadtverordnetensitzung zu klären. 

- Stadtverordnete Löschner regte an, die Mitgliedschaft im Naturpark Reinhardswald 
künftig nicht ohne eine regelmäßige Prüfung des Kosten-Nutzen-Verhältnisses fort-
zusetzen.  

- Stadtverordneter Franz fragte an, ob bekannt sei, dass im Bereich der Gartenstadt 
seit ca. sieben bis acht Wochen die Telefon- und Internetverbindung teilweise ge-
stört sei. Dem Stadtverordneten Döhne liegt eine Mitteilung der Telekom vor, dass 
das Problem bis zum Wochenende gelöst sein soll. 

- Stadtverordnete Löschner regt an, künftig dafür zu sorgen, dass im Sitzungsraum 
des Ausschusses die Heizung genutzt werden kann. Diese ist wohl so eingestellt, 
dass sie in den Abendstunden nicht mehr in Betrieb ist. 

 

Beschlussvorschlag: 

- / - 

 

Beschluss: 

- / - 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 
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